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Ergänzungsblätter zum Buch 
 

Tiroler Veranstaltungsgesetz 2003 
3. Auflage 

 
 

Der Novellenspiegel ist zu ergänzen: 
 

LGBl. Nr. 85/2023 (Art. 46 Tiroler Digitalisierungsgesetz 2023; RV 1054/23) 
LGBl. Nr. 22/2024 (RV 136/2024) 

 
 
 
§ 3 lit. f wurde angefügt: 
 

f) nach Maßgabe der jeweiligen örtlichen Gegebenheiten, der technischen 
Möglichkeiten und der wirtschaftlichen Zumutbarkeit bestmöglich barriere-
frei sind. 

 
§ 5 Abs. 4 hat zu lauten: 
 

 (4) Zur Beurteilung der Verlässlichkeit ist die Behörde zur Einholung einer 
Strafregisterauskunft nach § 9 Abs. 1 Z 1 des Strafregistergesetzes 1968 sowie zu 
einer Abfrage im Gewerbeinformationssystem Austria (GISA) berechtigt. Im Fall 
einer Person eines Staates im Sinn des Abs. 3 lit. a sind von dieser vergleichbare 
Bescheinigungen zu übermitteln. Bestehen darüber hinaus Zweifel über die Voll-
jährigkeit, Entscheidungsfähigkeit oder Verlässlichkeit einer Person, so hat ihr die 
Behörde die unverzügliche Übermittlung geeigneter Unterlagen aufzutragen. 
 
 
§ 6 Abs. 3 Einleitung  hat zu lauten: 
 

 (3) Die Anmeldung hat alle zur Beurteilung des Vorliegens der Voraussetzun-
gen nach diesem Gesetz erforderlichen Angaben bzw. Unterlagen zu enthalten. 
Unterlagen über die vorgesehene Betriebsanlage sind anzuschließen, bei Spielau-
tomaten muss weiters eine eindeutige Zuordnung zu dem betreffenden Spielauto-
mat möglich sein. Die Anmeldung hat jedenfalls zu enthalten: 
 
 
§ 6 Abs. 4, Abs. 5 und 6 wurden angefügt: 
 

 (4) Wird die Anmeldung elektronisch eingebracht, so ist der Behörde mitzutei-
len, ob der Anmelder oder sein bevollmächtigter Vertreter im Teilnehmerverzeich-
nis nach § 28a des Zustellgesetzes registriert ist und an der elektronischen Zustel-
lung mit Zustellnachweis teilnimmt. Unterbleibt eine solche Mitteilung oder ergibt 
sich während des Verfahrens trotz ursprünglich gegenteiliger Mitteilung, dass der 
Anmelder oder sein bevollmächtigter Vertreter an der elektronischen Zustellung 
mit Zustellnachweis nicht teilnimmt, so kann die Behörde erforderlichenfalls die 
Vorlage physischer Ausfertigungen von Unterlagen der Anmeldung, auf die sich 
die Erledigung bezieht, für Zwecke der Zustellung binnen angemessener Frist 
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verlangen. Dasselbe gilt, wenn die Vorlage physischer Ausfertigungen einzelner 
Beilagen zur Durchführung des Verfahrens aus technischen oder organisatori-
schen Gründen erforderlich ist. 
 

 (5) Mit einer elektronischen Anmeldung vorgelegte Beilagen, die keine inhaltli-
che Einheit bilden, sind als getrennte Anhänge zu übermitteln. Beilagen sind mit 
einer Bezeichnung zu versehen, die ihren Inhalt zum Ausdruck bringt. Anmeldung 
und Beilagen dürfen nur dann in gescannter Form eingebracht werden, wenn 
diese nicht in originär elektronischer Form zur Verfügung stehen. 
 

 (6) Werden allfällige von der Behörde nach Abs. 1 verlangte physische Ausfer-
tigungen nicht fristgerecht übermittelt und kann das Verfahren aus diesem Grund 
nicht fortgesetzt oder beendet werden, so kann die Behörde die Anmeldung in 
jeder Lage des Verfahrens zurückweisen. 
 
 
§ 6a Abs. 1 hat zu lauten: 
 

 (1) Bei Veranstaltungen, zu denen mehr als 1.500 Besucher oder Teilnehmer 
gleichzeitig erwartet werden, ist der Anmeldung ein sicherheits- und rettungs-
technisches Konzept anzuschließen. 
 
 
§ 7 Abs. 1 Schlussteil hat zu lauten: 
 

Wird die Veranstaltung nicht untersagt, so hat die Behörde dem Anmelder darüber 
eine Bescheinigung auszustellen. Die die Betriebsanlage betreffenden Unterlagen 
sind dem Anmelder mit einem entsprechenden Vermerk zu übermitteln. 
 
 
§ 8 Abs. 5 wurde angefügt: 
 

 (5) Die Behörde kann dem Veranstalter auf seine Kosten für die Dauer der 
Veranstaltung einen Feuerwehr-Bereitschafts- oder Präsenzdienst in der erforder-
lichen Stärke mit Bescheid vorschreiben, soweit dies im Hinblick auf die Art der 
Veranstaltung erforderlich ist. Vor der Erlassung des Bescheides ist der Kom-
mandant der Feuerwehr, in deren Schutzbereich die Veranstaltung stattfinden soll, 
anzuhören. 
 
 
§ 31 Abs. 2 wurde geändert: 
 

 (2) Verweisungen auf Bundesgesetze beziehen sich auf die im Folgenden je-
weils angeführte Fassung: 

1. Gewerbeordnung 1994 – GewO 1994, BGBl. Nr. 194/1994, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 204/2022 und die Kundmachung BGBl. I 
Nr. 75/2023, 

2. Glücksspielgesetz – GSpG, BGBl. Nr. 620/1989, zuletzt geändert durch das 
Gesetz BGBl. I Nr. 187/2022 und die Kundmachung BGBl. I Nr. 3/2023, 

3. Straßenverkehrsordnung 1960 – StVO 1960, BGBl. Nr. 159/1960, zuletzt ge-
ändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 129/2023. 

 


